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Öffentlich geförderter Wohnungsbau

Handlungsmöglichkeiten für Neufahrn

1. Einführung

In dem Bericht soll -nicht abschließend- aufgezeigt werden, welche Handlungsmöglich-

keiten dem Gemeinderat zur Verfügung stehen, um den geförderten Wohnungsbau kurz-

fristig anzugehen und damit dem Mangel an bezahlbaren Wohnraum entgegenzuwirken.1

Folgende Punkte in einer konzeptionellen Herangehensweise sind von Bedeutung:

 Priorität: Die Schaffung von zusätzlichem „bezahlbarem“ Wohnraum auf einige Jahre

hinaus steht an oberster Stelle für die Kommunen gerade in unserer Region.

 Ziel: Eine „Lösung“ der Wohnraumfrage ist utopisch, eine spürbare Entspannung ist

aber als Ziel möglich.

 Gelegenheit: Durch die aktuelle großzügige Förderung, v.a. den „Bayernpakt“, ergibt

sich nun die Möglichkeit, Maßnahmen deutlich kostenreduziert finanzieren zu können.

 Konzept: Für konkretes Handeln greifen verschieden Themen ineinander, die in ei-

nem Konzept zusammen zu sehen bzw. zu führen sind.

 Inhalt: Das „Drehbuch“ soll die Konzeption für „öffentlich geförderten Wohnungsbau“

in unserer Gemeinde sein, welches in regelmäßigen Abständen fortgeschrieben wer-

den soll.

 Politische Entscheidung: Soweit der Gemeinderat dem Konzept zustimmt, soll es als

Handlungsgrundlage für die nächsten Jahre dienen, um erste mögliche bzw. nötige

Maßnahmen auf den Weg zu bringen.

1
Informationsbrief des Bayerischen Städtetages Mai 2015 „Impulse zur Schaffung von mehr Wohnraum nötig“
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2. Ausgangslage

Die Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum ist eine kommunale Aufgabe. Woh-

nungsbau ist als zentrale Aufgabe der kommunalen Daseinsvorsorge in der Bayerischen

Verfassung verankert. Die Kommunen können dies eigenständig, aber auch partner-

schaftlich über Wohnungsbaugesellschaften erledigen. Die Gemeinde Neufahrn ist seit

1998 nicht mehr Mitglied der „Wohnungsbau GmbH des Landkreises Freising“. Sonstige

partnerschaftliche Bindungen gibt es nicht.

Aktuell gibt es in Neufahrn 59 „Sozialwohnungen“, die u.a. von der Gemeinnützigen

Wohnungsgesellschaft Oberbayern und Schwaben GmbH unterhalten werden. Die zwi-

schenzeitlich abgelaufene Sozialbindung wurde durch die Inanspruchnahme öffentlicher

Fördermittel wieder „aktiviert“. Soweit die Darlehen vorzeitig getilgt würden, -die Möglich-

keit besteht jederzeit, - gibt es noch eine Nachwirkungsfrist von 10 Jahren, bis die Woh-

nungen aus der Bindung fallen. Die Bindungsfrist der gemeindeeigenen 17 ehemaligen

„Sozialwohnungen“ ist dagegen im Jahr 2012 ausgelaufen.

Seit 2010 sind laut Immobilienverband IVD Süd die Mieten bei Bestandswohnungen um

23,5 % gestiegen.2 Ca. 12,52 € pro m² beträgt lt. Immobilienportal Immowelt die durch-

schnittliche Kaltmiete in Neufahrn im Jahr 2015. Die Hypovereinsbank sieht in ihrer aktu-

ellen Expertise die Kaltmieten in Neufahrn zwischen 10,50 € und 13,00 €/m².3 Bezahlba-

rer Wohnraum für bestimmte Personen und Personengruppen im unteren Einkommens-

bereich ist so gut wie nicht mehr vorhanden.

Preiswerten oder bezahlbaren Wohnraum zu schaffen gehört damit zu den aktuell größ-

ten kommunalen Herausforderungen. Die vermeintliche Lagegunst der Gemeinde Neu-

fahrn im Ballungsraum stellt gleichzeitig eine Belastung für die Einkommensschwachen

und - schwächsten in unserer Gemeinde dar. Hohe Baukosten, steigende Baulandpreise

und ein deutliches Nachfrageplus gegenüber dem Angebot macht den Wohnungsbau

und damit den Wohnraum teuer. „Alte“ Sozialwohnungen fallen aus der Bindung. Zusätz-

liche Aufgaben, wie die Unterbringung von anerkannten Flüchtlingen, sind kurz- bis mit-

telfristig zu bewältigen. Mietnebenkosten werden steigen. All dies führt dazu, dass die

Miete für viele unserer Mitbürger und Mitbürgerinnen absehbar nicht mehr bezahlbar sein

wird.

2
Süddeutsche Zeitung -Lokale Nachrichten Freising- vom 08.06.2015 „Flucht in den Norden“

3
Münchner Merkur -Freisinger Tagblatt- vom 07.07.2016 „Der Immobilienmarkt im Landkreis“
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Wohnungspolitik auf kommunaler Ebene bedarf eines Gesamtkonzeptes, welches den

Wohnungsneubau, den Wohnungsbestand und die Wohnungsaufsicht beinhaltet. Die

Gemeinde sollte alle Handlungsmöglichkeiten ausschöpfen, um dem sozialen Druck ent-

gegen zu wirken und der Herausforderung gerecht zu werden.

3. Bedarfszahlen zu Einkommens- und Bevölkerungsgruppen

Im langjährigen Mittel werden durchschnittlich 60 Wohnberechtigungsscheine vom Land-

ratsamt Freising ausgestellt. Von August 2015 bis 31. Juli 2016 wurden 55 Wohnberech-

tigungsscheine beantragt. Von diesen lagen 38 Wohnungssuchende im Bereich der Ein-

kommensgruppe I, 1 in II und 2 in Einkommensgruppe III. 8 wurden abgelehnt und 6 An-

träge waren im Erhebungszeitraum noch nicht bearbeitet. Einkommensstufen bzw. Ein-

kommensgrenzen können der Übersicht über die Wohnraumförderung in Bayern, her-

ausgegeben von der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des In-

nern, für Bau und Verkehr mit Stand Januar 2016 entnommen werden. Der Quadratme-

terpreis für die Miete („zumutbare Miete“) ist ebenfalls nach Einkommensklassen gestaf-

felt.

Präzise Angaben zu bestimmten nachfragenden Personengruppen (Familien mit Kindern,

Alleinerziehende, Schwangere, Behinderte oder ältere Personen) liegen im Landratsamt

Freising nicht vor. Es ist davon auszugehen, dass die Nachfrage nach geeignetem

Wohnraum insoweit alle Personengruppen und Bevölkerungsschichten betrifft.

Nach Auskunft des Landratsamtes Freising ist mit einer erheblichen Dunkelziffer

zu rechnen, also mit Personen, die keinen Antrag stellen, da diesen bekannt ist

bzw. die Information vom Amt selbst erhalten, dass auf absehbare Zeit keine Woh-

nungen zur Verfügung stehen.

4. Qualität, Umfang und Kosten des öffentlich geförderten Wohnungsbaus

4.1. Qualität

Der öffentlich geförderte Wohnungsbau wird vom Freistaat Bayern unterstützt bzw. ge-

fördert. Die Genehmigungsstellen (Regierung von Oberbayern) legen Wert auf Qualität

des Wohnungsbaus und auf attraktive Lagen des Grundstücks. Mögliche Standorte in

Neufahrn wurden mit der Regierung von Oberbayern diskutiert, Fördermöglichkeiten
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besprochen. „Billig-Lösungen“ werden nicht gefördert. Auch kleinere Anlagen mit z.B.

12 Wohneinheiten -mit attraktiven Grundrissen auf 3 Vollgeschossen- werden als ge-

eignet betrachtet. Öffentlich geförderter Wohnungsbau muss damit nicht zwingend Ge-

schossigkeit oder Unattraktivität bedeuten und lässt sich auch städtebaulich in Wohn-

strukturen mit Doppel- und Reihenhäusern vernünftig einbinden. Aber selbst der Bau

von Reihenhäusern z.B. für kinderreiche Familien mit geringem Einkommen wird ge-

fördert.

4.2. Umfang

Betrachtet werden in erster Linie die Fördermöglichkeiten im Bereich des Wohnungs-

pakts Bayern.

Seit Oktober 2015 gibt es den Wohnungspakt Bayern, der bis 2019 läuft und auf insge-

samt 3 Säulen ruht. Zweck der sozialen Wohnraumförderung ist zum einen die Bereit-

stellung preiswerter Mietwohnungen für Haushalte mit Zugangsschwierigkeiten am all-

gemeinen Wohnungsmarkt und zum anderen dient sie als Unterstützung bei der Bil-

dung selbst genutzten Wohneigentums, vor allem für Haushalte mit Kindern, aber

ebenso für die Schaffung von behindertengerechtem Wohnraum.

4.2.1.

Im Staatlichen Sofortprogramm baut der Freistaat Bayern.

4.2.2.

Die zweite Säule des Wohnungspakts Bayern stellt das Kommunale Wohnraumförde-

rungsprogramm dar. Der Freistaat Bayern unterstützt die Kommunen selbst Wohn-

raum zu planen und zu bauen. Hierfür stehen bis zum Jahr 2019 für 6.000 Wohnun-

gen 600 Mill. € zur Verfügung und zwar für alle Bedürftigen. Die Gemeinde muss

während der 20 jährigen Bindungsfrist Eigentümer der Wohnungen bleiben. Das Pa-

ket ist deswegen attraktiv, da 30 % der förderfähigen Kosten als Zuschuss und 60 %

als zinsvergünstigtes Darlehen ausgegeben werden. Das Darlehen selbst kann mit

10, 20 oder 30 jähriger Laufzeit und unterschiedlichen Zinsbindungen ausgegeben

werden. Die Zinssätze liegen bei 0,0 (!), 0,5 bzw. 0,99 % p.a.. Der Eigenanteil der

Gemeinde von 10 % kann auch in Form eines bereits im Eigentum der Gemeinde be-

findliches Grundstück eingebracht werden. Diese Förderform ist attraktiv und vom

Ansatz her ist die Umsetzung aufgrund der Befristung (31.12.2019) so schnell wie

möglich anzugehen.
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Die Gemeinde hat das alleinige Auswahl- und Belegungsrecht, was die Mieter anbe-

langt und setzt die Miethöhe grundsätzlich selbst fest.

Die genauen Voraussetzungen der Antragsberechtigungen, der förderfähigen Maß-

nahmen, der Belegung, Miethöhen und Einkommensgrenzen sind beispielhaft dem

beigefügten Bericht (Anlage 1) aus der „KommunalPraxis 3/2016“ von Daniel Klaus,

Baudirektor in der Obersten Baubehörde, zu entnehmen.

4.2.3.

Die Staatliche „Sozial“-Wohnraumförderung gliedert sich in die Einkommensorientier-

te (EOF) und Aufwendungsorientierte (AOF) Förderung.

Die Gemeinde muss nicht selbst bauen. Bauträger übernehmen in der Regel diese

Aufgabe. Zusätzlich zu den nachfolgenden Regelförderungen EOF und AOF

wird ab 01.01.2016 ein Zuschuss von 300 €/m² Wohnfläche gewährt.

a) EOF

Besteht aus der Grundförderung mit einem Darlehen für den Bauträger zur Schaf-

fung Mietwohnraum. Der Bauträger verpflichtet sich auf 25 Jahre „Sozialmieter“ mit

vorher bestimmten Einkommensgrenzen aufzunehmen und die Miete auf die orts-

übliche Miete zu begrenzen.

Die gleichzeitige Zusatzförderung (laufender Zuschuss) zur Wohnkostenentlastung

erhält der begünstigte Haushalt.

Der Bauträger erhält 2 Darlehen auf 25 Jahre fest, ein objektabhängiges Darlehen

(Zins derzeit 0,5 %) und ein belegungsabhängiges Darlehen (fester Zinssatz

2,75 %). Die Gegenleistung wird eine Höchstmiete vereinbart. Aus den Zinsein-

nahmen (2,75 %) wird ein einkommensabhängiger Zuschuss für die Miethaushalte

gewährt. Der Zuschuss soll den Betrag zwischen der vereinbarten Höchstmiete

und der nach dem Einkommen zumutbaren Miete auffangen4.

b) AOF

Grundförderung bei Mindesteigenkapitaleinsatz von 15 % über Darlehen (0,5 %

Zins und 1 % Tilgung) bis 1.000 €/m² Wohnfläche für den Bauträger zur Schaffung

Mietwohnraum. Die Bewilligungsmiete für Einkommensstufe I liegt zwischen

4
s. „Übersicht über die Wohnraumförderung“ in Bayern, Veröffentlichung durch Oberste Baubehörde im Bayeri-

schen Staatsministerium des Inneren für Bau und Verkehr Stand Januar 2016
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3,50 €/m² und 6,00 €/m². Nach 5 Jahren ist einen Mieterhöhung möglich, nach wei-

teren 5 Jahren wiederum.

4.3. Kosten

Die Gesamtkosten (ohne grundstücksbezogene Kosten) pro Quadratmeter Wohnfläche

wurden für die erweiterte Variante eines Typengebäudes auf 2.422 € berechnet.5 In

diesen Kosten sind enthalten:

Kellergeschoß
Tiefgarage
Aufzugsanlage
Außenanlagen
Standard EnEV 2016
Baunebenkosten

Im Umfeld von „TOP“-Standorten ist von einem 20 % Zuschlag auszugehen, so dass un-

ter Einbeziehung aller Ausstattungsvarianten (teuerste Lösung) mit Kosten von ca.

2.900 €/m² Wohnfläche zu rechnen ist (Stand Ende 2015). Zu berücksichtigen ist, dass

die Baukosten bis zu 15 % in 2016 weiter gestiegen sind. Daher muss versucht werden,

kostenintensive Faktoren (z.B. Tiefgarage) außen vor zu lassen.

Bei den Kostenschätzungen zu möglichen Bauprojekten wird von einem Pauschalbetrag

von 3.000 € pro m² Wohnfläche ausgegangen, soweit keine dezidierten Kostenberech-

nungen vorliegen.

5. Aktuelle Beschlusslagen:

5.1. Zu Baugebiet Neufahrn-Ost

Der Gemeinderat hat am 21.11.2005 im Zusammenhang mit dem Baugebiet „Neu-

fahrn-Ost“ beschlossen, „mit dem großflächigen Wohngebiet sollen Wohnansprüche

verschiedener Bevölkerungsgruppen und Haushaltstypen bedient werden. Insoweit

sind neben der klassischen Baulandbereitstellung, Maßnahmen des öffentlich geförder-

ten sozialen Wohnungsbaus … für Bürger des Gemeindegebietes vorzusehen…“ und

weiter: „Die städtebauliche Planung soll auch den Wohnungsbau für Personengruppen

mit besonderem Bedarf, wie für ältere Menschen, als auch für Behinderte berücksichti-

5
Bauforschungsbericht Nr. 66 der ARGE//eV Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. vom 28.08.2014

„Optimierter Wohnungsbau“
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gen. Es sollen familiengerechte, große Vier-Zimmer-Wohnungen bereitgestellt wer-

den.“ Eine bestimmte Anzahl von Wohneinheiten wurde bis dato nicht beschlossen.

Diese „Eigenverpflichtung“ auf den gemeindeeigenen Grundstücken kann dann erfol-

gen, wenn festgelegt ist, welche Grundstücke mit welcher Bauqualität der Gemeinde

nach der durchgeführten Umlegung zugeteilt worden sind.

5.2. Zu Grundstück „Am Bahndamm“ (ehemals „Aurelis-Grundstück)

Der Gemeinderat hat am 19.01.2015 im Zusammenhang mit der Aufhebung des Be-

schlusses vom 24.03.2014, das „Aurelis-Grundstück“ für die Unterbringung von Flücht-

lingen zur Verfügung zu stellen, einstimmig beschlossen, „dieses Grundstück für eine

Planung der Gemeinde zur freien Verfügung zu haben“. Der der Entscheidung zugrun-

de liegende Antrag war von der Sozialreferentin, Frau Frommhold-Buhl, gestellt wor-

den. Das Grundstück sollte auch in die Überlegungen zur Umsetzung von Einfachstun-

terkünften und Sozialwohnungen einbezogen werden.6 Der Gemeinderat hat am

22.05.2015 die Verwaltung beauftragt, „die Bodensanierung des Aurelis-Grundstücks

Am Bahndamm vorzubereiten.“ Der Gemeinderat hat am 22.06.2015 die Aufstellung

des Bebauungsplanes Nr.123 „Wohngebäude und Erschließungsstraße Am Bahn-

damm“ beschlossen.

Angedacht war auf den gemeindeeigenen Grundstücken „sozialen Wohnraum“ und in

erster Linie Einfachstunterkünfte in begrenzter Zahl zu schaffen. Die Bereitstellung die-

ser „Unterkünfte“ erfolgt im Zuge der Obdachlosenunterbringung. Einfachstunterkünfte

sind daher keine Wohnungen, aber Obdachlosenunterkünfte der „besseren“ Art, bevor-

zugt für Familien mit kleinen Kindern. Zwischenzeitliche Probleme mit Überbelegungen

wurden kurzfristig mit provisorischen Container-Lösungen „Am Sportplatz“ abgeholfen.

Diese Zwischenlösung soll mit dem Bau von festen Unterbringungsmöglichkeiten auf

dem Grundstück „Am Bahndamm“ abgeschafft werden.

Haushaltsmittel für Einfachstunterkünfte und geförderter Wohnungsbau wurden für

2016 in einer Gesamthöhe von 1.800.000 € eingestellt. Einen konkreten Projektbe-

schluss hat der Gemeinderat für die vorbereiteten Vorhaben (15 öffentlich geförderten

Wohnungen und 24 Einfachtsunterkünfte) in seiner Sitzung am 11.07.2016 gefasst.

6
TOP 5 der GR-Vorlage zur öffentlichen Sitzung des Gemeinderates am 19.01.2015
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Die bereitgestellten Haushaltsmittel reichen für beide o.g. Maßnahmen nicht aus. Eine

mögliche Gegenfinanzierung könnte über den Verkauf von gewerblichen Immobilien er-

folgen, der Erlös daraus ist im Haushalt ebenfalls nicht eingestellt.

Das Nachbargrundstück mit 1.793 m² wurde in den Geltungsbereich des Bebauungs-

planes mit aufgenommen. Mit der Eigentümerin, die Baubetreuungs GmbH („Tochter“

der Fa. Vonovia), wurden Gespräche wegen der Planung aber auch wegen eines mög-

lichen Ankaufs geführt. Die Gesprächsergebnisse werden in Kürze bekanntgegeben

werden können.

Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat am 25.04.2016 den Entwurf des Be-

bauungsplanes freigegeben, die Planung hat der Gemeinderat am 11.07.2016 hinsicht-

lich des Stellplatzschlüssels und des Geltungsbereiches nochmals modifiziert.

6. Standortvorschläge zur Umsetzung des öffentlich geförderten Wohnungsbaus

Nachfolgend werden Grundstücksflächen vorgestellt, auf denen die grundsätzliche Mög-

lichkeit einer Umsetzung von öffentlich gefördertem Wohnungsbau im Rahmen des För-

derprogramms und damit im zeitlichen Rahmen bis 2019 gegeben wäre. Eine grobe Zu-

sammenfassung über Kostenschätzung und Zeiträumen liegt dem Bericht als Anlage 2

bei.

6.1. Baugebiet Neufahrn-Ost

Attraktivster Standort (Lage zur S-Bahn, Nähe zur Ortsmitte, zu Einzelhandel, zu Schu-

len und Sportflächen) ist das geplante Baugebiet „Neufahrn-Ost“. Das Baugebiet sieht

Geschosswohnungsbau in verschiedenen Ausmaßen und Höhen vor. Die Regierung

von Oberbayern hat Vorhaben im Sozialen Wohnungsbau in dem Gebiet als sehr ge-

eignet beurteilt. Die Verwaltung geht in der Vorplanung von 50 bis 60 Wohneinheiten

abhängig von den Bedarfsmeldungen durch das Landratsamt Freising aus. Die Be-

darfsmeldungen sind für die Wohnungsgrößen aber auch für die anzusprechenden

Einkommensgruppen von Bedeutung. Die Gemeinde hält im Baugebiet Grundstücks-

flächen vor, die für diese Vorhaben einzubringen sind. Sobald die Umlegung mit allen

Beteiligten einvernehmlich vereinbart ist und die künftigen Flächen der Gemeinde zu-

geteilt werden, kann eine Konzeption zur Umsetzung des geförderten Wohnungsbaus

im Baugebiet angegangen werden.
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Zwischenzeitlich liegt ein Antrag der SPD-Fraktion vom 14.06.2016 (Anlage 3) mit dem

Inhalt vor, für die künftigen „Bebauungsplangebiete“, in denen die Gemeinde selbst

Grundstücke vorhält, eine Selbstverpflichtung der Gemeinde zum Neubau von geför-

derten Wohnungen aufzuerlegen. Das schließt in diesem Sinne auch das künftige

Baugebiet „Neufahrn-Ost“. Über den Antrag ist gesondert zu beschließen. Als Zielvor-

gabe sollen 30 % der künftigen Wohnflächen im Gemeindeeigentum dem öffentlich ge-

förderten Wohnungsbau zur Verfügung gestellt werden.

6.2. Grundstück „Am Bahndamm“ (ehemals „Aurelis-Grundstück“)

Das östlich gelegene Grundstück (ehemals Fa. Annington) soll seit geraumer Zeit be-

baut werden. Dazu liegt eine Vorplanung mit ebenfalls Geschosswohnungsbau vor. In

Abstimmung mit dem Bauherrn soll die Erschließung auf mind. 5,50 m ausgeweitet

werden. Von der Bahn wurden Straßenflächen zur Aufweitung des Einmündungsbe-

reichs Ligusterweg/Am Bahndamm gesichert. Die Sicherung der Erschließung ist vor-

dringlich und kurzfristig anzugehen bzw. zu lösen. Hierzu laufen mit dem beteiligten

Grundstückseigentümer Gespräche. Ein qualifizierter Bebauungsplan über das Grund-

stück ermöglicht zusätzliches Baurecht (Geschossigkeit) oder bietet die Gelegenheit

von bestehenden Satzungen (Stellplatz-Satzung mit Stellplatznachweis) abzuweichen.

Die Altlastensanierung des ehemaligen „Aurelis-Grundstücks“ ist Grundvoraussetzung

einer wie auch immer gearteten künftigen Nutzung. Bei den Gesprächen mit der Regie-

rung von Oberbayern hat sich als bedeutsam erwiesen, dass die Gebäudestellung und

die Wohnungsgrundrisse in Anbetracht der Lärmschutzproblematik ausgehend von der

Bahn einer genauen Prüfung bedürfen.

Wegen der vertraglichen Bindung mit der Fa. AURELIS beim Ankauf der Fläche ist ei-

ne Maßnahme durch die Gemeinde selbst vorzuziehen. Anders sieht es bei dem Er-

werb des Nachbargrundstückes aus. Der derzeitige Eigentümer tendiert dazu die Flä-

che zu verwerten, nicht selbst zu bebauen.

Zwischenzeitlich liegt für das gemeindeeigene Grundstück ein Nutzungskonzept vor.

Vorgesehen ist ein Baukörper mit 15 öffentlich geförderten Wohnungen, und somit ins-

gesamt vier 2-Zimmer-Wohnungen, acht 3-Zimmer-Wohnungen, eine 4-Zimmer-

Wohnung und zwei 5-Zimmer-Wohnungen. Insgesamt sollen ca. 950 m² Wohnflächen

zur Verfügung stehen. Die Gesamtinvestition beläuft sich auf ca. 3,2 Millionen €. Dies
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entspricht einem Aufwand von 3.350 € pro m² Wohnfläche (!). Nicht eingerechnet sind

die Kosten des Grundstücksankaufs und die Altlastenbeseitigung. Teuer wird die Um-

setzung durch Lärmschutzmaßnahmen zur Bahn hin und durch den Bau einer Tiefga-

rage.

Eine Kostenreduzierung wird aktuell untersucht. Im Haushalt 2016 sind 1,8 Millionen €

eingestellt, die Mittel reichen jedoch nicht aus.

Mit der Bewilligungsstelle in der Regierung von Oberbayern wurde am 04.07.2016 ab-

gestimmt, dass das Kommunale Wohnraumförderprogramm auch in der Kombination

Geförderter Wohnungsbau mit Einfachstunterkünften greift. Interessant ist, dass die

generelle 10 %-ige Eigenbeteiligung der Gemeinde mit der Einbringung des Grundstü-

ckes abgegolten wäre. Soweit eine Eigenbeteiligung von 10% geleistet würde, könnte

der Verkehrswert des Grundstücks (Ermittlung nach Richtwerttabelle des Gutachter-

ausschusses des Landkreises Freising) in den förderfähigen Aufwand eingerechnet

werden. Da fast alle Baukostengruppen als förderfähige Kosten anerkannt sind, ver-

bleibt ein geringer Teil bei der Gemeinde. Aktuell wird von einem Pauschbetrag von

5 % zuzüglich einer Eigenbeteiligung von 10 % jeweils von den Gesamtkosten ausge-

gangen. Eine Gegenüberstellungen der Mieteinnahmen (Grobkalkulation bei 7,50 €/m²)

mit dem Schuldendienst (Zins und Tilgung) würde z.B. auf 30 Jahre hin eine jährliche

Haushaltsbelastung von unter 3.000 € ergeben. Eine genauere Kalkulation liegt dem

Konzept (Anlage 4) bei.

6.3. Grundstücke Ganghoferstraße/Verlängerung Am Hart

Die Gemeinde besitzt ein Grundstück im Volleigentum (3.307 m²) und hält an dem

Nachbargrundstück (2.702 m²) Neufahrn Anteile von ca. 40 % vor. Derzeit laufen Ge-

spräche mit dem Miteigentümer wegen des Erwerbs der Anteile. Beide Flächen liegen

im Außenbereich, die Aufstellung eines Bebauungsplanes ist erforderlich. Geförderter

Wohnungsbau könnte auch auf diesen Flächen umgesetzt werden. Die vor Jahren in

Auftrag gegebene Planungsstudie, die das Entwicklungspotential aber auch strukturelle

Vorgaben aufzeigen sollte, sieht auf einem der Grundstücke einen breiten Grüngürtel

vor, der als „Bürgerpark“ angelegt werden könnte. Eine Verbindlichkeit der Planungs-

studie gibt es nicht. Bei einer verbleibenden Grundstücksfläche von ca. 4.500 m² (inkl.

Abzug öffentlicher Grünstreifen) und der Annahme einer Dreigeschossigkeit der Bau-

vorhaben ergäbe sich ein Wohnflächenpotential von bis zu ca. 40 Wohnungen und

Wohnflächen von bis zu ca. 2.500 m². Denkbar wäre einen Teil freifinanziert zu bauen
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und den anderen Teil dem geförderten Wohnungsbau zuzuführen. Damit könnte ein

Bauträger im Rahmen der 3. Säule des Wohnungspaktes Bayern eingebunden wer-

den, die Gemeinde kann aber auch im Rahmen der 2. Säule den Bau - auch auf einem

Grundstücksteil - selbst vornehmen.

Eine beispielhafte Kostenschätzung bei 20 Wohnungen à 63 m² (Durchschnitt pro WE)

und 1.250 m² Wohnfläche wird mit 3.750.000 € beziffert.

6.4. Grundstück an der Bahnhofstraße

Zu dem Grundstück mit einer Größe von 686 m² wurden bereits Planungsüberlegun-

gen zu Wohnungen und zu einer Kinderkrippe gefertigt. Grundsätzlich ist ein 5 ge-

schossiger Anbau möglich, der sich in Richtung Westen mit einem ebenerdigen oder

zweigeschossigen Baukörper entsprechend fortsetzen könnte. Denkbar sind kleine

Appartements, barrierefrei, die ausschließlich Senioren zur Verfügung gestellt werden

könnten. Mit der zentralen Lage im Ort, der Nähe der Sozialstation und der Möglichkeit

ohnehin nur kleineteilige Wohnformen auf dem Grundstück anbieten zu können, macht

das Vorhaben für Rentner/innen attraktiv.

Problem ist der ausreichende Stellplatznachweis. Dazu müsste „mutig“ eine Sonderre-

gelung getroffen werden, die im Hinblick auf die künftigen Nutzer (Rentner/innen) und

der dauerhaften Selbstverpflichtung durch die Gemeinde, was den Personenkreis an-

belangt, auf reine Besucherstellplätze abstellt. 80-jährige Rentner/innen mit geringer

Rente benötigen im Regelfalle keinen Stellplatz mehr. Damit würde die Maßnahme

deutlich kostengünstiger.

Ausgehend von einer Wohnfläche von ca. 450 m² und der Annahme von 3.000 €/m²

Wohnfläche ergibt für den Bau eine Investitionssumme von ca. 1.350.000 €. Unter Be-

rücksichtigung von zuwendungsfähigen Kosten von ca. 1.250.000 € verbliebe ein

fremdfinanzierter Betrag von 100.000 €. 30% Zuschuss und der Restbetrag als zins-

günstiges Darlehen macht das Projekt vom Grundsatz her realisierbar, zudem das

Baurecht vorhanden ist und das Grundstück hinsichtlich seines aktuellen Verkehrswer-

tes mit in die Förderung miteinbezogen würde. Die Grobschätzungen sind durch exak-

tere Planungsaussagen zu verifizieren und die Fördermöglichkeit ist durch Abstimmung

mit der Regierung von Oberbayern zu belegen. Der Gemeinderat müsste aber zwin-

gend entweder die Stellplatzsatzung anpassen oder im Wege eines Bebauungsplanes

eine Sonderreglung für einen reduzierten Stellplatznachweis schaffen.
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6.5. Baugebiet „Neufahrn-Süd“

Die Gemeinde wird nach der zwischenzeitlich erfolgten Abstimmung mit den Grund-

stückseigentümern die Flächen für den Geschosswohnungsbau (3 Baukörpern) in dem

Baugebiet erhalten. Von 40 – 45 Wohneinheiten in verschiedenen Größenordnungen

ist auszugehen. Der Gemeinderat hat am 04.04.2016 beschlossen, die Grundstücke

gegen Höchstgebot (bei einem Mindestgebot von 786 €/m² inkl. Erschließungskosten

nach BauGB) zu veräußern. Einnahmen aus dem Grundstücksverkauf waren für 2017

bereits vorgesehen. Anzudenken wäre, öffentlich geförderten Wohnungsbau auf den

gemeindeeigenen Flächen umzusetzen.

Der Gemeinderat hatte bei seinem Neufassungsbeschluss für das Baugebiet (Reduzie-

rung um die Schutzgebietsfläche) auch beschlossen, keine Festsetzungen im Bebau-

ungsplan für soziale Wohnformen aufzunehmen. Der Bebauungsplan sieht auch keine

entsprechenden Bindungen vor. Selbstverständlich bleibt dem Gemeinderat aber un-

benommen, bei der Verwertung der Grundstücke entweder selbst für geförderter Woh-

nungsbau vorzusehen oder bei der Vergabe (Grundstücksverkauf) die Komponente öf-

fentlich geförderter Wohnungsbau in welcher Form auch immer aufzugreifen.

Möglichkeiten:

a) Die Gemeinde bebaut im Rahmen des Kommunalen Wohnraumförderprogramms

die Grundstücke selbst und sowohl den Zuschuss als auch die Darlehen in An-

spruch nehmen.

Bei der Vorgehensweise wird darauf hingewiesen, dass das Grundstück als

„hochpreisig“ einzustufen ist. Der bereits in der Finanzplanung als Einnahme vor-

gesehene Kaufpreiserlös könnte in den öffentlichen Wohnungsbau an anderer

Stelle investiert werden.

b) Die Gemeinde vergibt die Grundstücke gegen Höchstgebot mit der Auflage öffent-

lich geförderten Wohnungsbau (EOF-Verfahren) für die 40 - 45 Wohneinheiten

umzusetzen. Die Bindung beträgt mindestens 25 Jahre. Nach Wegfall der Bin-

dungsfrist steht dem Maßnahmenträger das Grundstück zur alleinigen Nutzung zur

Verfügung.

c) Die Gemeinde vergibt die Grundstücke im Rahmen einer Konzeptausschreibung

mit Zielsetzungen, die sein können: langfristige Mietbindung, Wohnraumobergren-

zen. Begrenzung der Miethöhe, Belegung- und Besetzungsrechte, Soziale Mi-
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schung usw.. Eine Bindung auf öffentliche Fördermöglichkeiten wäre insoweit nicht

notwendig.

Bei den Vorschlägen b) und c) ist das Vergaberecht zu berücksichtigen. Der sich logi-

scherweise ergebende Mindererlös beim Kaufpreis bei den Möglichkeiten b) und c)

kann derzeit nicht geschätzt werden, weil Erfahrungswerte nicht bekannt sind. Ein

möglicher „Unterwertverkauf“ liegt nicht vor, wenn die Differenz Marktwert zu vergüns-

tigter Kaufpreis durch die Festsetzung von Sozialbindung ausgeglichen wird.

Der Beschlussvorschlag unter nachfolgend Ziffer 11.8. bezieht sich auf Buchstabe c).

Er beinhaltet einen Kompromiss aus den in der Finanzplanung bereits vorgesehenen,

aber reduzierten Einnahmen und einer im Rahmen einer Konzeptausschreibung mögli-

chen Umsetzung von bezahlbarem Wohnraum.

6.6. Grundstück „Am Sportplatz“

Das Grundstück steht im Eigentum der Pfarrpfründestiftung Neufahrn. Ein Aufstel-

lungsverfahren für einen Bebauungsplan wurde beschlossen. Eine gemischte Bebau-

ung (Einfamilienhäuser und Geschosswohnungsbau) ist möglich. Angedacht war auf

dem süd-östlichen Grundstücksteil eine Flüchtlingsunterkunft zu errichten, zumindest

vorzusehen. Soweit eine Umsetzung der Flüchtlingsunterkunft der aktuellen Entwick-

lung folgend nicht erforderlich erscheint, ist der öffentlich geförderte Wohnungsbau auf

dem Grundstücksteil (ca. 1.900 m²) anzudenken. Bis zu 15 Wohneinheiten dürften rea-

lisierbar sein. Mit der Pfarrpfründestiftung sind die Möglichkeiten zu besprechen. Die

Richtlinien des Kommunalen Wohnungsbauförderprogramms sehen die Möglichkeit

vor, dass „als Kooperationspartner auch die Kirchen durch die Bereitstellung von

Grundstücken in Erbpacht an die Gemeinden zur Durchführung und Abwicklung der

Baumaßnahmen“ beteiligt werden. Eine durchaus kurzfristige Umsetzung ist denkbar,

sobald das Planverfahren abgeschlossen ist.

7. Sonstige Handlungsmöglichkeiten

7.1. Änderung der Stellplatzsatzung

Die derzeit geltende Stellplatz-Satzung verpflichtet beim Neubau einer Wohnung zum

Nachweis von 2 Stellplätzen. Neubauten im Zuge des Geförderten Wohnungsbaus be-
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rücksichtigt die Satzung explizit nicht. Die derzeitige Forderung sollte im Zusammen-

hang mit einer Nutzung Geförderten Wohnungsbau angepasst werden. Der Flächen-

verbrauch aber auch die Erstellungskosten schränken eine Realisierung des Woh-

nungsbaus deutlich ein.

Auch erscheint nicht nachvollziehbar, dass bei der Erstellung von Wohnungen mit einer

Zweckbindung z.B. für ältere Bewohner 2 Stellplätze pro Wohneinheit verlangt werden.

Hier ist die Stellplatz-Satzung zu modifizieren. Der Personenkreis, für den die „Sozial-

wohnungen“ gedacht sind, aber auch die Wohnungsgrößen, sind angemessen bei der

Forderung des Stellplatznachweises zu berücksichtigen. Die Stadt München beabsich-

tigt, im „sozialen Wohnungsbau“ für ihre eigenen Wohnungsbaugesellschaften eine

Absenkung des Stellplatznachweises auf 0,6 pro Wohneinheit.7

Die für Bayern geltende Stellplatz- und Garagenverordnung weist in ihrer Anlage für

den Stellplatznachweis unter Ziffer 1.3 „Gebäude mit Altenwohnungen“ 0,2 Stellplätze

je Wohnung aus (!). Die Verordnung greift dann, wenn Kommunen keine eigene Sat-

zung haben.

Beispiele von Reduzierungsmöglichkeiten:

a)

Bindung auf ein bestimmtes Mieterklientel z.B. Rentner/innen mit geringem Renten-

Einkommen und ohne Fahrzeug. Damit ist kein Stellplatznachweis notwendig. Als Be-

sucherstellplätze werden angesetzt: 20 % von der Anzahl der Wohneinheiten.

b)

Berücksichtigung von unterschiedlichen Wohnungsgrößen:

Bis -2-Zimmer-Wohnung, 0,5 Stellplätze

3-Zimmer Wohnung, 1 Stellplatz

4- Zimmer Wohnung und mehr 1,5 Stellplätze

Keine Ausweisung von separaten Besucherstellplätzen und keine Vermietung pro

Wohneinheit, sondern Zuordnung der Stellplatzanlage allgemein für Mieter und Besu-

cher, Verbot von Dauerparkplätzen und Überwachung durch Hausverwaltung.

Bespielrechnung anhand der derzeitigen Planung (15 WE) „Am Bahndamm“:

7
Süddeutsche Zeitung –München– vom 27.06.2016 „Stadt will weniger Parkplätze bei Neubauprojekten vorschreiben“
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4 x 2 Zimmer-Wohnung = 2 Stellplätze

8 x 3 Zimmer-Wohnung = 8 Stellplätze

3 x 4 Zimmer- und mehr Zimmer = 4,5 Stellplätze

Aufgerundet 15 Stellplätze bei 15 Wohneinheiten

Grundsätzliche Zielsetzung sollte sein, auf den Neubau einer kostenträchtigen Tiefga-

rage zu verzichten.

7.2. Neugebietsausweisungen und Festlegung einer „Sozialwohnungsquote“

bzw. Entwicklung eines „SoBoN-Modells“

7.2.1

Künftig soll bei Neugebietsausweisungen im Zuge von städtebaulichen Verträgen

eine Quote für die Bereitstellung aber auch Sicherung von bezahlbarem Wohn-

raum vereinbart werden. Die gesetzliche Grundlage hierfür findet sich in § 1 Abs. 6

Nrn. 2 und 3 Baugesetzbuch wieder. Der Forderung kann durch Abtretung von

Grundstücksflächen in dem Baugebiet an die Gemeinde nachgekommen werden.

Auch könnte dem Planungsbegünstigten der Neubau von „Sozialwohnungen“ di-

rekt auferlegt werden. Hierzu ist es erforderlich ein entsprechendes Modell zu ent-

wickeln, welches sich ggf. an dem Modell der Landeshauptstadt München (SoBoN

- „Sozialgerechte Bodennutzung“) orientieren könnte. Es wird ein angemessener

Anteil an den neugeschaffenen Wohnbauflächen für den geförderten Wohnungs-

bau zugunsten der unteren und mittleren Einkommensgruppen zur Verfügung ge-

stellt. Die Quote kann z.B. bei 30 % festgelegt werden, aufgeteilt in den Bau von

20 % Mietwohnungen und 10 % Eigentumswohnungen.

7.2.2

Zwischenzeitlich liegt ein ausführlich begründeter Antrag der SPD-Fraktion vom

14.06.2016 vor, der die Erarbeitung einer Grundlagenvereinbarung bei künftiger

Baulandentwicklung beinhaltet (Anlage 5). Die Grundlagenvereinbarung ist ange-

glichen an bereits entwickelte SoBoN-Modelle ähnlich der Stadt München, jedoch

bezogen auf kleinere Kommunen. In einer Umsetzungsphase befinden sich derzeit

die Stadt Fürstenfeldbruck, die Stadt Dachau und vor allem die Stadt Erding, deren

„SoBoN“-Modell als „Erdinger Modell“ entsprechend bekannt veröffentlicht wird.

Dazu wird auf das Informationsblatt 65 Februar 2015 des Planungsverbandes Äu-

ßerer Wirtschaftsraum München „Günstigen Wohnraum schaffen mit dem Modell

der sozialgerechten Bodennutzung (SoBoN)“ verwiesen (Anlage 6).
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Der Antrag der SPD-Fraktion auf Einführung eines „SoBoN-Modells“ geht über die

Festlegung der o.a. Sozialbindungsquote (s. Ziffer 7.2.1) hinaus. Insgesamt 3

grundsätzliche Forderungen sind in diesem Modell maßgebend:

· Übernahme der mit der Planung verbundenen Kosten (Planung, Gutach-

ten, Ausgleichsflächen, Erschließung, etc.)

· Übernahme der Folge- und Infrastrukturkosten (Schulen, Kindertagesstät-

ten, etc.)

· Bereitstellung von Wohnraum mit sozialen Bindungen (Vermietung oder

Verkauf an berechtigte, einkommensschwächere Personen)

Die Übernahme der mit der Planung verbundenen Kosten praktiziert die Gemeinde

über die jeweiligen Städtebaulichen Verträge schon seit Jahren.

Die Verpflichtung zur Übernahme der Folge- und Infrastrukturkosten hat die Ge-

meinde bei dem Städtebaulichen Vertrag zum Baugebiet „Neufahrn-Ost“ festge-

schrieben. Die Kausalität war wegen der Größe des Baugebietes entsprechend

nachweisbar. Künftig wäre dies unter Berücksichtigung verschiedener Vorausset-

zungen bei jeder Neuausweisung eines Wohnbaugebiets mit über 500 m² Ge-

schossfläche möglich.

Die Bereitstellung von Wohnraum mit sozialen Bindungen entspricht der Darstel-

lung in Ziffer 7.2.1.

Die bisherige Praxis der Gemeinde, sich im Rahmen einer Bodenbevorratung einen

bestimmten Miteigentumsanteil an Grundstücken zu sichern, würde künftig entfallen.

Wie bereits mehrmals dargelegt, begrüßt die Verwaltung eine Abkehr von dieser Vor-

gehensweise. Zu bedenken ist, dass die Entwicklung eines entsprechenden Modells

zeitaufwendig ist. Dazu sind erhebliche Vorarbeiten zu leisten. Eine rechtliche Bera-

tung und Begleitung ist bei der Erstellung des Modells zwingend erforderlich. Soweit

der Gemeinderat die Festlegung auf ein entsprechendes Modell beschließt, sind kon-

sequenterweise Neugebietsausweisungen erst mit Vorlage des fertigen Modells mög-

lich.
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7.3. Umgang mit den ehemaligen 17 gemeindlichen Sozialwohnungen

Der in 2012 gefasste Beschluss lautet.

Beschluss:

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Ablauf der Bindungsfrist 31.12.2012 für die Sozialwoh-

nungen Albert-Einstein-Straße 1 und 3 und beschließt die Wohnungen im Liegenschaftsbestand

zu behalten. Ein Verkauf der Wohnungen wird ausgeschlossen.

Abstimmung: 24:1

In einem grundsätzlichen „Zielbindungsbeschluss“ kann der Gemeinderat die Miete auf

die übliche „Sozialwohnungsmiete“ festlegen. Voraussetzung hierfür soll die Mitwirkung

der Mieter und damit die Vorlage eines Einkommensnachweises sein. Das Einkommen

des Mieters muss innerhalb der für den öffentlich geförderten Wohnungsbau geforder-

ten Einkommensgrenzen (I bis III) liegen.

Eine Staffelung der Miete auf der Basis der drei Einkommensgruppen mit Erhöhung

z.B. um 1 €/m² Wohnfläche ist möglich. Bei Mietern mit Einkommen oberhalb der vor-

gegebenen Einkommensgrenzen soll das gesetzlich mögliche Mieterhöhungsverlangen

umgesetzt werden.

7.4. Wohnungsaufsicht und sonstige Steuerungsmittel

7.4.1. Verordnung „Mietpreisbremse“

Bereits eingeführt

7.4.2. Verordnung „Kappungsgrenze“

Bereits eingeführt

7.4.3. Satzung über Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum

Durch Satzung mit einer Geltungsdauer von max. 5 Jahren kann die Gemeinde

bestimmen, dass Wohnraum nur mit Genehmigung anderen Zwecken als

Wohnzwecken zugeführt werden darf. Derzeit sind Fälle bekannt, wo Reihen-

häuser als Boardinghäuser oder Wohnungen als Arbeiterunterkünfte genutzt

werden. Die Satzung kann die für gewerblich veranlassten, zum Zwecke der

Fremdenbeherbergung vorgesehenen Nutzungen untersagen. Das Gesetz und

damit die Grundlage für die Satzung laufen am 30.06.2017 aus. Der Vollzug

obliegt der Gemeinde, was in der Praxis einen zusätzlichen Personalaufwand

bedeuten würde.
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7.4.4. Einführung eines Mietspiegels

Als Steuerungselement nicht unumstritten, ist auch eine Frage des Kostenauf-

wandes für Erstanlage und periodische Aktualisierung.

8. Weitere Akteure bei der Bereitstellung von „öffentlich gefördertem Wohnungs-

bau“

Zu klären ist, wer bzw. wie künftig „öffentlich geförderter Wohnungsbau“ in Neufahrn aktiv

umsetzt bzw. umgesetzt werden soll. Dies muss unter rechtlichen und wirtschaftlichen

Aspekten angegangen und entschieden werden. Nachfolgend werden Möglichkeiten mit

einer entsprechenden Einschätzung der Realisierung aufgeführt. Die Aufstellung ist nicht

abschließend:

a) Gemeinde in Eigenregie

Eine Umsetzung alleine durch die Gemeinde muss grundsätzlich in wirtschaftli-

cher, steuerlicher und personeller Hinsicht gut überlegt werden. Mit dem 2. För-

derprogramm aus dem „Wohnungspakt Bayern“ bestehen entsprechende Mög-

lichkeiten, den Wohnungsbau sofort anzugehen. Unbedingt zu berücksichtigen ist

aber auch der Betreuungsaufwand, den die Verwaltung nach Bezug der Anlagen

leisten müsste. Insoweit sollte zwingend geprüft werden, ob eine Auslagerung in

eine entsprechende Gesellschaftsform nicht verträglicher wäre. Das Bauen in Ei-

genregie bedeutet eine erhebliche personelle Mehrbelastung für die Abteilung 4

„Planen und Bauen“. Es muss gewährleistet sein, dass mit der zusätzlichen Auf-

gabenstellung die Umsetzung anderer ebenso wichtiger Projekte wie z.B. der

Neubau von Kindertagesstätten möglich bleibt und nicht hinten ansteht.

b) Nochmalige Beteiligung an der Wohnungsbau GmbH für den Landkreis

Freising

Die Beteiligung an der bestehenden Wohnungsbau GmbH des Landkreises ist

möglich aber schwierig. Komplizierter Weg ist eine Beteiligung über eine Aufsto-

ckung der Stammeinlage mit vorausgehender Neubewertung der GmbH über ein

Gutachten. Der einfachere Weg wäre der Ankauf von Gesellschaftsanteilen von
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anderen bereits an der GmbH beteiligten Kommunen.

c) Neu zu gründende Wohnungsbau GmbH Neufahrn

Als Beispiel sei die Stadt Freising genannt, die konkret für ihr Bauvorhaben an der

„Angerstraße-Isarweg“ eine entsprechende Konstellation gewählt hat. Die Stadt

Freising ist zu 80 % Gesellschafter, die Sparkasse Freising zu 20 %.

d) Mitbeteiligung an einer zu gründenden Wohnungsgenossenschaft

Beispielgebend ist hier die Wohnungsgenossenschaft Ebersberg e.G. (Mitglieder

ca. 1.000). Beteiligt sind hier der Landkreis Ebersberg, und die meisten Kommu-

nen im Landkreis, 3 Banken, Handwerksbetriebe und Planer. Jeder Mieter muss

ebenfalls Mitglied sein. Der Wohnungsbestand beträgt 571 Wohneinheiten,

43 Wohnungen sind derzeit in Bau.

e) Aufgabenübertragung an einen sonstigen Bauträger

Die Verwaltung befindet sich in Gesprächen mit verschiedenen interessierten

Bauträgern. Zum einen sind diese interessiert den „Sozialen Wohnungsbau“ als

Geschäftsmodell selbst zu übernehmen, da hier noch eine entsprechende Rendi-

te zu erwarten ist. Insoweit ist das unter Ziffer 4.2.3 Buchst. a) vorgestellte EOF-

Verfahren auch für Bauträger attraktiv und sollte gemeinsam mit Interessenten

weiterverfolgt werden.

Zum anderen hat z.B. die „Schleich & Haberl Gruppe“ ein eigenes Geschäftsmo-

dell („Die S&H Wohnimmobilie“) entwickelt, das dem Neubau (einschließlich Ver-

waltung) der „Senioren-Wohnheime“ ähnelt. Bei diesem Modell werden nicht Ei-

gentumswohnungen gebaut, verkauft oder im Anschluss vermietet. Die Wohnan-

lage wird durch “S&H“ selbst erstellt und es ist ein „Einkaufen“ in das Objekt (Ka-

pitalanlage) nur über den Erwerb von Anteilen möglich. Die Vermietung und die

Verwaltung der Wohnungen übernimmt „S&H“ selbst. Der Käufer kennt insoweit

weder Mieter noch die Wohnung. Soweit die Gemeinde ein Grundstück zur Ver-

fügung stellen könnte, ist eine Bindung entsprechend den Förderrichtlinien (Ein-

kommensgruppen, Miethöhe) im „geförderten Wohnungsbau“ möglich. Auch hätte

die Gemeinde das Belegungsrecht.



Gemeinde Neufahrn - Geschäftsleitung -

________________________________________________________________________________________

21

9. „Einheimischenmodelle“

Hierbei soll vorrangig der Wohnbedarf ortsansässiger Bürgerinnen und Bürger gedeckt

werden. Mit der unterschiedlichen Struktur in unserem Gemeindebereich, ländlich in den

Ortsteilen Massenhausen, Giggenhausen, Fürholzen und Hetzenhausen aber auch Min-

traching-Grüneck und eher städtisch im Ort Neufahrn selbst, kann statt der Festlegung

einer Sozialbindungsquote bei Neugebietsausweisungen in den Ortsteilen auch die Be-

reitstellung von Bauland für Einheimische angedacht werden.

Soweit im Ortsteil Neufahrn selbst bei der Ausweisung von Neubaugebieten die Wohn-

baustruktur die Anwendung einer Sozialwohnungsquote nicht geeignet ist (z.B. aus-

schließlich Einfamilienhausstruktur) wäre auch die Möglichkeit gegeben, quasi als Ersatz

Baugrundstücke für „Einheimische“ zu vergünstigten Baulandpreisen zur Verfügung zu

stellen.

10. Zusammenfassung möglicher Maßnahmen

o Modifizierung der Stellplatz-Satzung

o Erlass einer Zweckentfremdungs-Satzung

o Umgang mit den aus der Bindung gefallenen Sozialwohnungen

o Prüfung der sofortigen und mittelfristigen Umsetzung von geförderten Wohnungs-

bau

· auf Flächen mit Baurecht bzw.

· auf Flächen, auf denen Baurecht noch geschaffen werden muss

o Erarbeitung einer grundsätzlichen Konzeption Modell „SoBoN“ bei künftigen Neu-

gebietsausweisungen

o Festlegung einer Selbstverpflichtung, bei gemeindeeigenen Grundstücken im

Plangebiet Flächen für geförderten Wohnungsbau zur Verfügung zu stellen

o Gespräche mit Institutionen wegen Beteiligung an der Umsetzung „Geförderter

Wohnungsbau“ und Rechtsberatung (auch steuerlich) zur Klärung einer für die

Umsetzung des „Geförderten Wohnungsbaus“ optimalen Gesellschaftsform (auch

Betreuung des vorhandenen geförderten Wohnungsbaus)
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11. Vorschläge für mögliche Beschlüsse:

11.1. Grundsatzbeschluss

Beschluss:

Der Gemeinderat nimmt das vorgelegte Konzept für den öffentlich geförderten Woh-

nungsbau und zu den Handlungsmöglichkeiten in der Gemeinde Neufahrn zur Kennt-

nis und bekennt sich grundsätzlich zu der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. Mit

verschiedenen Maßnahmen soll der öffentlich geförderte Wohnungsbau aktiviert, be-

zahlbarer Wohnraum geschaffen aber auch gesichert werden. Bei künftigen Bauge-

bietsentwicklungen soll generell der öffentlich geförderte Wohnungsbau in entspre-

chender Form berücksichtigt, alternativ sollen „Einheimischen Modelle“ aufgelegt und

umgesetzt werden.

Abstimmung:

11.2. Festlegung einer „Sozialwohnungsmiete“ für die Wohnungen Albert-

Einstein-Straße 1 und 3

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt für die ehemaligen „Sozialwohnungen“ Albert-Einstein-

Straße 1 und 3 die Festlegung einer „Sozialwohnungsmiete“. Die Verwaltung wird be-

auftragt, eine Staffelung der Miete auf der Basis der drei Einkommensgruppen (I bis III)

gegen Vorlage eines Einkommensnachweises unter Bezugnahme auf die Vorgaben

zum öffentlich geförderten Wohnungsbau vorzunehmen. Eine verträgliche Erhöhung

z.B. um 1 € pro m² Wohnfläche soll einkalkuliert werden. Bei Mietern mit Einkommen

oberhalb der vorgegebenen Einkommensgrenzen soll das gesetzlich mögliche Mieter-

höhungsverlangen umgesetzt werden.

Abstimmung:

11.3. Änderung der Stellplatz-Satzung

Beschluss:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, Änderungsvorschläge für die Stellplatz-

Satzung vorzubereiten und dem Gemeinderat zur Prüfung und Entscheidung vorzule-

gen. Grundlage der Änderung soll sein, dass im Rahmen des öffentlich geförderten

Wohnungsbaus ein deutlich reduzierter Stellplatznachweis pro Wohneinheit ermöglicht
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werden soll. Die künftige Mieterstruktur sowie die Größe der Wohnung können Maß-

stab der neuen Beurteilung sein.

Abstimmung:

11.4. Erlass einer „Satzung über Verbot der Zweckentfremdung von Wohn-

raum“

Beschluss:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, eine „Satzung über Verbot der Zweckent-

fremdung von Wohnraum“ vorzubereiten, Erfahrungen von anderen Kommunen abzu-

fragen und dem Gemeinderat zur weiteren Prüfung vorzulegen.

Abstimmung:

11.5. Projekt: Seniorengerechte, barrierefreie Wohnungen auf dem gemeinde-

eigenen Grundstück Fl.Nr. 40/4 an der Bahnhofstraße

Beschluss:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, Planungsüberlegungen für die Schaffung

von seniorengerechten, barrierefreien Wohnungen auf dem gemeindeeigenen Grund-

stück Fl.Nr. 40/4 an der Bahnhofstraße mit einer Fläche von 686 m² erarbeiten zu las-

sen und dem Gemeinderat zur endgültigen Entscheidung über die Weiterverfolgung

des Projektes vorzulegen. Haushaltsmittel für einen Planungsauftrag sind für 2017 vor-

zusehen.

Abstimmung:

11.6. Projekt: Geförderter Wohnungsbau im Plangebiet „Wohnen am ehemali-

gen Sportplatz II“, Verhandlungen mit der Pfarrpfründestiftung Neufahrn

Beschluss:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der Pfarrpfründestiftung Neufahrn so-

wie der Erzbischöflichen Finanzkammer Gespräche aufzunehmen mit dem Ziel, Mög-

lichkeiten für eine zeitnahe Umsetzung des öffentlich geförderten Wohnungsbaus auf

dem süd-östlichen Teilgrundstück im Plangebiet „Wohnen am ehemaligen Sportplatz II“

in Erfahrung zu bringen.

Abstimmung:
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11.7. Projekt: Geförderter Wohnungsbau an der Ganghoferstraße und Ankauf

von Miteigentumsanteilen

Beschluss:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung zu prüfen, ob auf dem gemeindeeigenen

Grundstück Fl.Nr. 1077/28 sowie auf dem westlich gelegenen Grundstück Fl.Nr.

1077/43 an der Ganghoferstraße aus städtebaulicher und ortsplanerischer Sicht öffent-

lich geförderter Wohnungsbau möglich und kurzfristig umsetzbar ist.

Abstimmung:

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, den Ankauf der Miteigentumsanteile für das Grund-

stück Fl.Nr. 1077/43 vorzubereiten und Haushaltsmittel für das Jahr 2017 einzuplanen.

Ein Gutachten hinsichtlich des Verkehrswertes ist in Auftrag zu geben.

Abstimmung:

11.8. Festlegung einer Konzeptausschreibung für den Geschosswohnungsbau

im Baugebiet „Ortsabrundung Neufahrn-Süd“

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt im Zusammenhang mit dem Verkauf der Grundstücke für

den Geschosswohnungsbau im Baugebiet „Ortsabrundung Neufahrn-Süd“ eine Kon-

zeptausschreibung durchzuführen. Die Verwaltung wird beauftragt, Sozialbindungen

als Zielsetzungen zu entwickeln. Mit der Aufbereitung der Ausschreibungsinhalte ist die

Kanzlei Meidert & Kollegen zu beauftragen. Die Unterlagen sind dem zuständigen

Gremium zur endgültigen Entscheidung vorzulegen. Der Beschluss vom 04.04.2016

wird insoweit abgeändert, dass bei der Vergabe kein Mindestgebot benannt wird.

Abstimmung:

11.9. Prüfauftrag für die Entwicklung neuer Rechtsformen gemeindlichen Han-

delns auch im Hinblick auf ein Zusammenwirken der Kommune mit priva-

ten Akteuren zur Umsetzung und Betreuung des geförderten Wohnungs-

baus

Beschluss:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung zu prüfen, ob und inwieweit bestimmte

Rechts- und Gesellschaftsformen für die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen zur
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Förderung des öffentlich geförderten Wohnungsbaus zweckmäßig und nachhaltig so-

wie entlastend für die Verwaltung sein können. Das Ergebnis der Prüfung soll dem

Gemeinderat zur weiteren Entscheidung, wer den öffentlich geförderten Wohnungsbau

in Neufahrn langfristig umsetzt und wer die Betreuung der Bestandswohnungen über-

nimmt, dienen.

Abstimmung:

11.10. Antrag der SPD-Fraktion vom 14.06.2016

Erarbeitung einer grundsätzlichen Konzeption „SoBoN – Sozialgerechte Bodennut-

zung“ bei künftigen Wohnbaulandentwicklungen

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt die Ausarbeitung einer städtebaulichen Grundlagenver-

einbarung, in der Neufahrner Grundsätze für die Baulandentwicklung festgesetzt wer-

den. Diese Grundlagenvereinbarung dient der Transparenz und Kalkulierbarkeit der

Kosten und schafft Gleichbehandlung künftiger Planungsbegünstigter.

Abstimmung:

11.11. Antrag der SPD-Fraktion vom 14.06.2016

Zukunftsfähige Planung für öffentlich geförderten Wohnraum in der Gemeinde Neu-

fahrn als Selbstverpflichtung.

Beschluss:

Der Gemeinderat möge beschließen, als Selbstverpflichtung zur Schaffung öffentlich

geförderten Wohnraums künftig in allen geeigneten Bebauungsplangebieten gemein-

deeigene Wohnflächen für den öffentlich geförderten Wohnungsbau zu verwenden. Als

Zielvorgabe werden 30 % für öffentlich geförderten Wohnungsbau dieser Flächen for-

muliert. Sofern Planflächen als nicht geeignet angesehen werden oder abweichende

Zielvorgaben verfolgt werden, ist dies zu begründen.

Abstimmung:
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Neufahrn, den 23.06.2015

Aktualisiert: 12.07.2016

22.08.2016

08.09.2016

Geschäftsleitung

Eduard Sczudlek
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Anlagen:

- Anlage 1 Bericht aus der „KommunalPraxis 3/2016“ von Daniel Klaus, Baudirektor in der

Obersten Baubehörde

- Anlage 2 Standortvorschläge zur Umsetzung des öffentlich geförderten Wohnungsbaus

und grobe Zusammenfassung über Kostenschätzung und Zeiträume

- Anlage 3 Antrag der SPD-Fraktion v. 14.06.2016

- Anlage 4 Kalkulation Grundstück „Am Bahndamm“

- Anlage 5 Antrag der SPD-Fraktion v. 14.06.2016

- Anlage 6 Informationsblatt 65 Februar 2015 des Planungsverbandes Äußerer Wirtschafts-

raum München







Anlage 2

Standort Maßnahmen Umsetzungszeitpunkt Kostenschätzung

Neufahrn-Süd Verkauf des Grundstücks mit Ausschreibung und Abschlag für die

Konzeptausschreibung Verkauf in 2017 Bindungen

Belegungsrecht
Mietpreisbindung

auf z.B. 25 Jahre

Bei 3 Wohngebäuden

Umsetzung 2018/2019 Schätzung:

ca. 1,1 Mio. €(30%

Kaufpreis)

= 45 Wohnungen

Neufahrn-Ost 50 - 60 Wohnungen Umsetzungsbeginn ab Antragstellung zwingend

2018 vor 31.12.2019

Bahnhofstraße 10 Wohnungen Baubeginn 2017 1.350.000 € aber

1- oder 2-Zimmer Förderunq

Neufahrn-Nord 15 Wohnungen Baubeginn 2017 3.100.000 € aber

Am Bahndamm Förderunq

Neufahrn-Südwest 20 Wohnungen Baubeginn ab 2018 3.750.000 € aber

Ganghoferstr. Förderunq

Am 15 Wohnungen Baubeginn ab 2017/2018 3.000.000 € aber

Sportplatz/Auweg Förderunq

Erbbaurecht mit

Ffarrpfründestiftung ist im

VerwHH einzukalkulieren

In 2017

Bahnhofstr. 10WE

Neufahrn-Nord 15WE

(Am Bahndamm)

Ab 2017/2018

Neufahrn-Süd 45 WE

Am Sportplatz/Auweg 15WE

Ab 2018/2019

Neufahrn-Ost 60 WE

Neufahrn-Süd/West
Ganghoferstr. 20 WE

25 WE

60 WE

80 WE
165 WE

Gesamtvolumen bis 2021 ca. 11,4 Millionen € ohne Baugebiet Neufahrn-Ost, welches aus den

Kaufpreiserlösen mitfinanziert werden kann.



Anlage 3,

Antrag der SPD-Fraktion an den Neufahrner Gemeinderat

Zukunftsfähige Planung für öffentlich geförderten Wohnraum in der Gemeinde
Neufahrn als Selbstverpflichtung

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Heilmeier,
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen des Neufahrner Gemeinderates,

Die SPD-Fraktion stellt den folgenden Antrag

Der Gemeinderat möge beschließen, als Selbstverpflichtung zur Schaffung öffentlich
geförderten Wohnraums künftig in allen geeigneten Bebauungsplangebieten
gemeindeeigene Wohnflächen für den öffentlich geförderten Wohnungsbau zu
verwenden. Als Zielvorgabe werden 30% für öffentlich geförderten Wohnungsbau
dieser Flächen formuliert. Sofern Planflächen als nicht geeignet angesehen werden oder
abweichende Zielvorgaben verfolgt werden, ist dies zu begründen.

Begründung:

Öffentlich geförderter Wohnraum undbezahlbare Wohnungen sindseit Jahren eines der
wichtigsten Themen kommunaler Daseinsvorsorge in fast allen Gemeinden, so auch in
Neufahrn. Als zweitgrößte Gemeinde im Landkreis Freising verfügen wir seit mehreren
Jahren über keine Sozialwohnungen mehr. Wir erleben steigende Zahlen von
Obdachlosigkeit, Familien mit geringem Einkommen ziehen wegaus der Gemeinde, weil sie
sich die Mieten am Ort nicht mehr leisten können.
Die SPD-Fraktion sieht es als Verpflichtung einer gutenGemeindepolitik, dafür zu sorgen,
dass alle Schichtenunserer Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeithaben müssen,
Wohnraum entsprechend ihrerfinanziellen Möglichkeiten am Ort zu finden.

Dersoziale Wohnungsbau in Neufahrn ist deshalb zu starten. Dafür müssen alle
Möglichkeiten ausgelotet werden, um das Angebot an sozial gefördertem Wohnraum in
Neufahrn voranzutreiben. Alle Instrumente, die auf eine sozialverträgliche Steuerung des
Wohnungsmarktes abzielen, sind auszuschöpfen.
Durch jetzt beginnende Überlegungen zur Schaffung zusätzlichen Wohnraums inNeufahrn
können mögliche finanzielle Aspekte rechtzeitig in die kommenden Haushaltsplanungen mit
einfließen.
Das Bayerische Kabinett hat mit dem „Wohnungspakt Bayern" ein umfangreiches 3-Säulen-
Paket beschlossen, das man nicht ungenutzt lassen sollte:
Ein kommunales Förderprogramm für Wohnraum für einkommensschwache Personen und
Flüchtlinge. Hier handelt es sich um ein 4-Jahresprogramm, das in2016 beginnt.
Den Ausbau staatlicher Wohnraumförderung, ebenfalls auf 4 Jahre ausgelegt, das
Mietwohnungsneubauten für Sozialwohnungsberechtigte fördert.
Ein staatliches Sofortprogramm (das Wohnungen für Flüchtlinge aufstaatlichen
Grundstücken betrifft).

Beate Frommhold-Buhl
Sprecherin derSPD-Fraktion imNeufahrner Gemeinderat

Neufahrn, den 14. Juni 2016



Anlage h
Schaffung öffentlicher Wohnraum auf dem Grundstück "Am Bahndamm "

Kalkulation geförderter Wohnungsbau

Grundstücksgröße ca. 2300 qm-Preis
Grundstückssanierung

Baukosten 953 qm Wohnfläche
Summe

500,00 € Wert

3.000,00 € Invest.

1.150.000,00 €

245.000,00 €

2.859.000,00 €

4.254.000,00 €

Förderanteil

Förderanteil vorbereitendePlanungskosten
30%

60%

1.276.200,00 €
?

Eigenanteil

tatsächlicher Eigenanteil
10% 425.400,00 €

1.150.000,00 €

erforderliches Darlehen Darlehensanteil 42,97% 1.827.800,00 €

Mieteinnahmen 953 qm Wohnfläche 7,50 € mtl. * 12 85.770,00 €

Berechnung nach Kostenberechnung Büro 4 (Stand 25.05.2016)

100 Grundstück

200 Herrichten

Altlastensanierung

300 Bauwerk - Baukonstruktion

400 Bauwerk - technische Anlagen

500 Außenanlagen

600 Ausstattung und Kunstwerke

700 BauNK. max. 18% aus KG 300 + 400

Gesamtkosten

Gesamtkosten

Förderung 30% aus förderfähigen Kosten

Eigenanteil mindestens 10%

tatsächlicher Eigenanteil

erforderliches Darlehen

Darlehenszins 1%, Laufzeit 30 Jahre fest

Darlehenskosten

Mieteinnahmen

30 Jahre ohne Erhöhung

20 Jahre ohne Erhöhung

15 WE Nebengebäude förderfähig
1.150.000,00 € 100% 1.150.000,00 €

35.175,00 € 4.288,00 €

245.000,00 € 100% 284.463,00 €

1.946.475,00 € 258.930,00 € 100% 2.205.405,00 €

427.275,00 € 28.770,00 € 100% 456.045,00 €

88.700,00 € 0,00 € 100% 88.700,00 €

45.000,00 € 0,00 € 100% 45.000,00 €

564.176,00 € 48.909,00 € 479.061,00 €

4.501.801,00 € 340.897,00 € 4.708.674,00 €

Förderung 30% 1.412.602,20 €

Förderquote 29%

4.842.698,00 €

1.412.602,20 €

484.269,80 €

1.150.000,00 €

Darlehensanteil 48,42% 2.280.095,80 €

352.892,60 €

2.632.988,40 €

qm Wohnfläche 7,50 € mtl. •12 85.770,00 €

2.573.100,00 €

1.715.400,00 €

Diese Kalkulation ist noch nicht mit der Regierung von Oberbayern abgestimmt!

Neufahm, den 19.07.2016


















